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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Die SP Schweiz machte die Forderung nach erschwinglichem Wohnraum für alle zu
einem ihrer Wahlkampfthemen. In einer Pressekonferenz Ende Februar sagte
Parteipräsident Christian Levrat den steigenden Mietkosten in der Schweiz den Kampf
an und sprach dabei sogar von einer drohenden „Sozial-Apartheid“ auf dem
Wohnungsmarkt, wenn dieses Problem nicht aktiv angegangen würde. Neben
verschiedenen Vorstössen auf kantonaler und städtischer Ebene wollte die SP mit einer
im Frühjahr eingereichten dringlichen Interpellation im Bundesparlament auf die
prekäre Lage am Schweizerischen Immobilienmarkt hinweisen, welche sich
insbesondere für Familien und Personen mit tiefem und mittlerem Einkommen negativ
auswirke. Die Partei bewertete in ihrer Interpellation die Zuwanderung von
hochqualifizierten Arbeitskräften aus dem EU-Raum zwar als „Erfolgsmodell“, erachtete
als Folge davon jedoch zusätzliche flankierende Massnahmen zum Schutz des
Wohnungsmarktes als zwingend. Anders sah dies der Bundesrat. In seiner Antwort zur
Interpellation befand er die vorhandenen Mittel zur Wohnraumförderung als
ausreichend. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 19.09.2011
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

Von besonderer politischer Brisanz sind leerstehende Wohnungen vor allem in
grösseren Städten. In Beantwortung einer Einfachen Anfrage Rechsteiner (sp, SG) gab
der Bundesrat seinem Verständnis dafür Ausdruck, dass die Bevölkerung leerstehende
Wohnungen angesichts des Wohnungsmangels als stossend empfindet. Weil aber die
Zahl der unbewohnten Häuser verhältnismässig gering sei und zudem regionale
Unterschiede bestünden, erachtet die Landesregierung eine bundesrechtliche
Vorschrift, welche Hauseigentümer zur Nutzung zwingen würde, als nicht sinnvoll.
Anderer Meinung war die Genfer Regierung, welche mit einer in Aussicht gestellten
Gesetzesänderung entsprechende Massnahmen ultimativ androhte. 2

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 31.12.1989
CHRISTIAN MOSER

1) Ip. 11.3029: AB NR, 2011, S. 1281 und 1486 ff.; NZZ, 1.3.11; Medienmitteilung der SP vom 28.2.11.
2) AB NR, 1989, S. 1818.; NZZ, 7.9.89.
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